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INTERVIEW

DER WEITE WEG VOM STAATLICHEN WOHNUNGSSEKTOR ZU NEUEN WOHNFORMEN

tfGej30ssej2scfaa/if?
iVeiiJ danke/»

INTERVIEW: LIZA PAPAZOGLOU

Bis 1989 lag in Ungarn der gesamte Wohnungssektor in

staatlicher Hand. Die Wende brachte eine beispiellose
Privatisierungswelle mit sich. Welche Umwälzungen beim

Wohnen seither stattfanden und welche Rolle Genossen-

schatten dabei spielen, erklärt der Architekt Bence Komlösi*.

Wö/menextra: Können Sie uns kurz schil-

dem, wie der Wohnungssektor in Ungarn
bis 1989 funktionierte?

Bence Komlösi: Im sozialistischen Staat

war die Grundversorgung der Bevölkerung
staatlich garantiert. Das galt für den Wohn-

räum ebenso wie für Arbeitsplätze. Der Staat

baute so nach dem Zweiten Weltkrieg viel,
schnell und günstig, zuerst Backsteinbauten,

später die bekannten Plattenbausiedlungen.
Alles in allem funktionierte die Versorgung,
auch wenn sich manchmal mehrere Genera-

tionen eine kleine Wohnung teilen mussten
und bis zu drei Personen in einem Zimmer
lebten.

Gab es auch Baugenossenschaften?
Ja, sieben Prozent der Wohnungen waren

genossenschaftlich - aber mehr dem Namen
nach. Denn auch sie waren vollständig vom
Staat kontrolliert und die Genossenschaften

mit solchen in westlichen Ländern nicht
wirklich zu vergleichen. Es gab zum Beispiel
keinerlei demokratische Mitsprache oder

Selbstorganisation, auch das Zusammenle-

ben war kein Thema. Im Gegenteil: Die Leu-

te waren skeptisch gegenüber allen «Zwangs-

gemeinschaften», die im Sozialismus ja ideo-

logisch belastet waren.

Was änderte sich mit der Wende?
Es gab eine enorme Privatisierungswelle

im Immobiliensektor. Da der Staat pleite

war, übergab er die meisten Gebäude den

Kommunen. Doch auch diesen fehlte das

Geld. Sie wollten deshalb die Wohnungen

unbedingt loswerden und verkauften sie ex-

trem billig an die Bewohner. In Ungarn wur-
den so über neunzig Prozent der Wohnun-

gen privatisiert, so viele wir nirgends sonst.
Deshalb wohnen heute die meisten Ungarn
im Stockwerkeigentum.

Ist das nicht ein Vorteil für die Bewohner?
Zum Teil schon. Die Privatisierung brach-

te aber auch Probleme mit sich. Zum Beispiel
handelten die meisten Neubesitzer nun nach

dem Motto «Meine Wohnung - meine Burg»:
Um diese kümmerten sie sich, renovierten
sie. Ihr Engagement reichte aber nur bis zur
Wohnungstür - für Aussenräume oder Trep-

penhäuser fühlte sich niemand zuständig.
Zudem fehlten den Stockwerkeigentümer-
Schäften ebenso wie früher dem Staat die

Mittel für Renovationen, etwa von Heizun-

gen. Mittlerweile besteht ein hoher Sanie-

rungsrückstau. Auch wenn natürlich an at-

traktiven Zentrumslagen in Budapest vieles

renoviert wurde mit Hilfe von EU-Geldern.
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*Bence Komlösi (32) studierte Architektur an der

Budapest University of Technology and Design

(BUTE). Nach Zürich, wo er heute lebt und arbeitet,
brachte ihn 2012/2013 ein Weiterbildungs-Master-
studiengang des ETH-Wohnforums. Dort erforschte

er demokratische Bottom-Up-Initiativen für nach-

haltiges Wohnen in Ungarn. Derzeit vertieft der

Architekt das Thema mit einem Ferndoktorat an

der Moholy-Nagy University of Art and Design

Budapest (MOME).

Wie stellt sich die Situation heute dar?

Es existieren kaum Alternativen zum

Wohnungskauf- nur können sich diesen vie-

le schlicht nicht leisten. Die raren Mietwoh-

nungen sind oft überteuert, da sie profit-
orientierten Privatinvestoren gehören.

Schlimm ist die Lage seit der Wirtschaftskri-

se 2008; 14 Prozent der Menschen leben un-

ter der Armutsgrenze, zwölf Prozent sind ar-

beitslos, zwanzig Prozent verschuldet. Die

Wohnsituation wird immer schwieriger und

ist eigentlich paradox: Einerseits steigt die

Zahl der Obdachlosen. Anderseits verlottern

Wohnungen oder stehen leer, weil niemand

Geld für Sanierungen aufbringt. Für Investo-

ren lohnt sich Bauen derzeit nicht, dem Staat

fehlt das Geld dazu. Andere Anbieter gibt es

nicht. Der Neuwohnungsbau ist deshalb

praktisch zum Erliegen gekommen, im gan-

zen Land wurden 2014 nur etwa 8300 Woh-

nungen erstellt. Das ist ein Witz!

Und die Baugenossenschaften?
Die konnten das Problem bisher auch

nicht lösen. Was aber wenig verwundert.
Denn es existiert weder eine genossenschaft-

liehe Tradition noch eine staatliche Förde-

rung. In den letzten zehn Jahren gab es in

Ungarn keine einzige Baugenossenschafts-

gründung. Den alten Genossenschaften hin-

gegen fehlt es an Know-how. Sie müssten

sich dringend weiterentwickeln, wissen aber

nicht, wie sie das machen sollen und kennen
auch die westeuropäischen Vorbilder nicht.
Ausserdem leiden sie unter ihrem schlechten

Image aus sozialistischen Zeiten - hört nur
schon jemand das Wort «Genossenschaft»,

sagt er gleich «nein danke!». Kommt hinzu,
dass auch die Genossenschaftswohnungen
grösstenteils privatisiert wurden, sodass sie

ähnlich wie Stockwerkeigentümerschaften
funktionieren und mit den gleichen Proble-

men konfrontiert sind.

Als Lösung schlagen Sie Initiativen «von
unten» vor, ähnlich wie sie selbstorgani-
sierte Genossenschaften bei uns praktizie-
ren. Weshalb?

Sie könnten als nicht-profitorientierte Or-

ganisationen bezahlbaren Wohnraum schaf-

fen. Und zwar auch dort, wo Staat und Pri-
vatinvestoren kaum etwas tun, obwohl drin-
gender Handlungsbedarf besteht - etwa bei

älteren Menschen oder Studierenden. Sie

könnten auch alternative Wohnformen wie
Wohngemeinschaften initiieren, die in Un-

garn bis jetzt praktisch inexistent sind. Zu-

dem glaube ich, dass eine demokratische Or-

ganisation und gemeinsame Verantwortung
zu gesellschaftlich viel nachhaltigeren Lö-

sungen führen als andere Modelle.

Bisher gibt es in Ungarn kaum solche Be-

wegungen. Was braucht es, damit diese

Fuss fassen können?
Es gibt erst vereinzelte Beispiele für zivile

Initiativen, in Budapest etwa ein Urban-Gar-

dening-Projekt oder eine Gemeinschaft, die

ihren Innenhofselber gestaltete. Im Wohnbe-

reich fehlen solche Initiativen vor allem, weil
sie sehr viel Kapital benötigen. Und es man-
gelt am Wissen, was genossenschaftliches
Bauen und Wohnen heisst. Nötig sind also

Informationen und Austausch mit Genossen-

Schäften und Hochschulen anderer europäi-
scher Länder; derzeit beteilige ich mich an
der Gründung eines solchen Netzwerkes,
das das Thema auch in die Medien und ins

Bewusstsein der Leute bringen will. Leider
haben die Politiker keine Ahnung von genos-
senschaftlichem Bauen, entsprechend fehlt
es an staatlicher Unterstützung. Schliesslich

darf man nicht vergessen, dass unsere De-

mokratie erst 25 Jahre alt ist. Es braucht
wohl noch länger, bis die Leute wirklich ge-

merkt haben, wie viel sie selber bewirken
können.
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